
%- 3-
Die Errichtung von Wohngebäuden an folchen

Strafsen und Strafsentheilcn, welche den Beflim—

mungen der %%.1 und 2 nicht entfprechen, unter—

liegt, fo fern die Bauten nach diefen Strafsen einen

Ausgang erhalten fallen, der befonderen Erlaubnifs

des Gemeindevorftandes, welcher diefelbe nur aus-

nahmsweife im Einverftändnifs mit der Ortspolizei—

behörde ertheilt, unbefchadet der der letzteren zu»

fiehenden baupolizeilichen Prüfung.

%. 4.

Ob und wann eine Strafse oder ein Weg im

Sinne der gg. 1 bis 3 für den Verkehr und den  
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% 5-
‘Derjenige, welcher den vorftehenden Beftim-

mungen zuwiderhandelt, verwirkt eine Geldbuße

von 3—9 Mark, an deren Stelle im Unvermögens«

falle verhältnifsmäfsige Haft tritt. Aufserdem werden

die ohne giltige Erlaubnifs aufgeführten Baulich-

keiten auf Koften des Schuldigen polizeilich be-

feitigt.

%. 6.

Die denfelben Gegenftand betreffenden Polizei»

Verordnungen für die Stadt Köln vom 8. Octo-

ber 1881, für die vormalige Stadtgemeinde Ehren-

feld vom 23. September 1887 und fonftige mit diefen

Befiimmungen in Widerfpruch flehende Ortspolizei-

Anbau fertig gefiellt ift, wird von der Ortspolizei- Verordnungen der in die Stadtgemeinde Köln

behörde im Einvernehnien mit dem Gemeinde- aufgenommenen Vororte werden hierdurch auf-

vorftande öffentlich bekannt gemacht werden. gehoben,

XX.

Auszug aus der Breslauer Polizei-Verordnung vom 15. Februar 1887,

betreffend Befchränkung des Baues von Fabriken.

Auf Grund der%%. 5 und 6 des Gefetzes über

die Polizeiverwaltung vom II. März 1850 und der

gg. 143 und 144 des Gefetzes über die allgemeine

Landesverwaltung vom 30. luli 1883 wird hiermit

unter Zuflimxnung des Gemeindevorfiandes für die

Stadt Breslau nachfiehende Polizeiverordnung erlaffen :

%. I.

Auf dem Terrain der Feldmark

Alt-Scheitnig, welches im Weiten von der alten

früheren

Oder,

von der

Süden von der

Fabrikgebäude

Betriebe

bezw.

im Norden vom Schwarzwaffer, im Olten

Weichbildgrenze der Stadt

Oder begrenzt wird,

und folche

durch Verbreitung

und im

dürfen

Anlagen, welche

fchädlicher

Dünfte, durch

Erregung eines ungewöhnlichen Geräufches Ge-

fahren, Nachtheile

herbeiführen würden,

beim

flarken Rauches oder

oder Beläftigungen des

Publicums nicht errichtet

werden.

D. Vereinsbefchlüfi’e und Gutachten.

XXL

Grundzüge für Stadterweiterungen nach technifchen, wirthfchaft-
lichen und polizeilichen Beziehungen.

Befchloffen auf der Verfammlung des >>Verbandes deutfcher Architekten— und

Ingenieur-Vereine<< zu Berlin am 25. September 1874.

I.

Die Projectirung von Stadterweiterungen befteht

wefentlich in der Feftftellung der Grundzüge aller

Dampf-

bahnen, Canäle, die fyftematifch un'd defshalb in

Verkehrsmittel: Strafsen , Pferdebahnen ,

einer beträchtlichen Ausdehnung zu behandeln

find.

2.

Das Straßennetz foll zunächfi nur die Haupt-

linien enthalten, wobei vorhandene Wege thun1ichft
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zu berückfichtigen, fo wie folche Nehenlinien, welche

durch locale U1nftände befiimmt vorgezeichnet find.

Die untergeordnete Theilung ift jeweils nach dem

Bedürfnifs der näheren Zukunft vorzunehmen oder

der Privatthätigkeit zu überlatfen.

3.

Die Gruppirung verfchiedenartiger Stadttheile fell

durch geeignete VVahl der Situation und fonftiger

charakteriflifcher Merkmale herbeigeführt werden,

zwangsweife nur durch fanitarifche Vorfchriften über

Gewerbe.

4.

Aufgabe der Baupolizei ift die Wahrung noth-

Wendiger Intereffen der Hausbewohner, der Nach—

barn und der Gefammtheit gegenüber dem Bauherrn.

Solche Intereffen find: Feuerficherheit, Verkehrs—

freiheit, Gefunclheit (einfchliefslich Zuverläffigkeit

der Conftruction gegen Einflurz). Dagegen find

alle äfihetifchen Vorfchriften verwerflich.

5.

Es ift für Stadterweiterungen wünfchenswerth,

dafs die Expropriation und Inpropriation von Grund-

ttückreften in angemefi'ener Weife gefetzlich er-

leichtert werde. Noch wichtiger würde der Erlafs

eines Gefetzes fein, welches die Zufammenlegung

von Grundftücken behufs Strafsendurchlegungen und

Regulirung der Bauplatzformen erleichtert.

 

6.

Der Stadtgemeinde kommt die Befugnifs zu, fiel)
für die von ihr aufgewandten Ketten neuer Strafsen
mit Zubehör Deckung von Seiten der anfiofsenden
Grundeigenthümer zu verfchaffen. Unter den be-
treffenden lich,
namentlich wenn das Verfahren der Regulirung vor—
ausgegangen ift, befonders Normalbeiträge
Meter der Frontlänge jedes Grundflücks.

finanziellen Formen empfehlen

pro

7.

Die Eigenthumsverhältniffe, welche mit Fell-
fetzung eines Stadterweiterungsplanes fich bilden,
fo wie die Verpflichtung der Anftöfser einerfeits
„und der Gemeinde anderfeits bedürfen der gefetz-
lichen Regelung. Auf Flächen, welche zu künftigen

Strafsen und Plätzen beftimmt find, darf nach ge-
fetzlicher Feitftellung des Planes nicht mehr oder

nur gegen Revers gebaut werden.

thümer gebührt wegen diefer Befchränkung keine
Entfchädigung, dagegen das Recht zu verlangen,
dafs Grundftücke in künftigen Plätzen angekauft
werden, fobald die umliegenden Strafsen hergeftellt

Dem Eigen»

find. Für Zugänglichkeit und Entwäfferung von
vereinzelten Neubauten mufs zunächft durch die
Eigenthürner geforgt werden. Doch follte die Ge-
meinde fich allgemein zur vollftändigen Herftellung
und Unterhaltung einer neuen Strafse verbindlich
machen, fobald Sicherheit befteht, dafs ein gewiffer
Theil aller angrenzenden Grundttücksfronten mit

Häufern verfehen wird.

XXII.

Thefen über Städteerweiterung, befonders in hygienifcher Beziehung.
Befehloffen vom >>Deutfchen Verein für öffentliche Gefundheitspflege« auf der

Verfammlung zu Freiburg i. Br. am 15. September 1885.

I. Plan.

3.) jede in der Entwickelung begriffene Stadt

bedarf für die äufsere Erweiterung und die innere

Verbefferung eines einheitlichen, umfaifenden Stadt»

bauplanes, in welchem auf angemeffene Strafsen-

breiten, zweckmäfsige Orientirung der Strafsen, freie

Plätze, Verkehrsmittel, Pflanzungen (Baumreihen,

Vorgärten, Squares) und öffentliche Gärten, eine

entwäfferungsfähige, hochwafferfreie oder gegen

Hochwaffer gefchützte Lage, Be und Entwätferungs-

einrichtungen, Reinhaltung der natürlichen Waffer—

läufe, angemeffene Gröfse der Baugrundttücke, Bau-

plätze für öffentliche Gebäude und fonftige Ge—

meindeanftalten Rückficht zu nehmen ift.

b) Die Fettfetzung und Offenlegung des Planes  

hat in der Regel nur für feine Hauptftrafsen und
nach Bedürfnifs für diejenigen Untertheilungen zu
erfolgen, deren Bebauung für die nächfte Zukunft

zu erwarten ift oder angeftrebt wird.

2. Ausführung.

c) Bei der Ausführung des Bebauungsplanes find
die Strafsen mit Be- und Entwäfferungsanlagen, fo

wie die Mafsregeln zur Reinhaltung der natürlichen

Wafferläufe foweit irgend

bauung auszuführen.

d) Die Verwendung faulender oder fäulnifs—

fähiger Stoffe ift bei der Anfchüttung von Strafsen
und Baugründen zu vermeiden. Früher zur Ab-
lagerung derartiger Stoffe benutzte Felder find, fo—

thunlich vor der Be-
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bald die Bebauung fie erreicht, zu reinigen, fo fern

nicht (Hefe Stoffe ihre fäulnifsfähige Eigenfcliaft be—

reits verloren haben.

€:) Eine möglichft zufammenhängende Ausdehnung

der Stadt if‘t anzuftreben.

3. Polizeiliche, fiatutarifche, gefetz—

liche Beftimmungen.

f) Durch baupolizeiliche Beftimmungen iit zu»

gleich Fürforge zu treffen, dafs den hygienifchen

Anforderungen bei allen Neu- und Umbauten ge—

nügt wird; die auf der dritten Verfammlung des

Deutfchen Vereins für öffentliche Gefundheitspflege

in München im Jahre 1875 für Neubauten zunächft

in neuen Quartieren gröfserer Städte angenommenen

Thefen find dabei zu berückfichtigen.

g) Durch flatutarifche und gefetzliche Beftim-

mungen ift den Gemeinden das Recht zu gewähren:

a.) die Genehmigung zu Bauten, welche gegen

den Bebauungsplan der Stadterweiterung ver-

ftofsen, ohne Entfchädigung zu verfagen,

{3} Geh in den Befitz der zur Durchführung des

Bebauungsplanes nöthigen Grundftücke ein.

fchliefslich der zur Bebauung ungeeigneten

Grundftücksrefte im Wege des Enteignungs-

verfahrens zu fetzen,

7) die Anbauer zur Erftattung der Koften der  

Strafsenanlagen bis zu einer gewiffen Breite

zu verpflichten,

B) in einzelnen Stadtgegenden den Betrieb be-

fonders läftiger Gewerbe zu unterfagen,

5) den Anfchlufs aller bebauten Grundfl;ücke

an die Be- und Entwäfferungsanlagen vorzu-

fchreiben,

C) ungefunde Stadtgegenden durch ausgedehnte

Enteignungsbefugniffe ohne unverhältnifs-

mäfsige Kelten umzugef’talten,

VI) in einer Strafse Vorgärten anzuordnen,

ferner entweder die gefehloffene oder die

offene Bauweife vorzufchreiben, letztere je-

doch unter Wahrung eines gewiffen Mit—

beftimmungsrechtes der Grundbefitzer.

11) Endlich ift das Recht der Eineignung nicht

bebauungsfähiger Grundftückstheile, fo wie das

Recht, behufs der Ermöglichung einer zweckmäfsigen

Bebauung die Umlegung (Zufammenlegung) von

Grundlt'u'cken im Zwangsverfahren herbeizuführen,

den Intereffenten gefetzlich zu verleihen.

4.

i) Es ift dringend zu wünfchen, dafs die

hygienifch—technifchen Fragen der Stadterweiterung

auf unferen Hochfchulen mehr als bisher behandelt

und zum Gegenftande vollftändiger Lehrcurfe ge—

macht werden.

XXIII.

Befchlüffe des „Deutfchen Vereins für öffentliche Gefundheitspflege“

auf der Verfarnrnlung zu Breslau am 14. September 1886,

betreffend Städtereinigung.

1.

Jede gröfsere7 namentlich mit Wafferleitung ver-

forgte Stadt kann der geregelten Entwäfferung

durch eine unterirdifche Canalifation nicht entbehren,

da die Schmutzwaffer fo rafch als thunlich aus dem

Bereiche der Wohnungen entfernt werden müifen.

2.

Die Canäle fallen zur Aufnahme und ficheren

Abführung der gefammten Schmutzwaffer, einfchliefs-

lich der Clofetabgänge und des Regenwalfers, ge—

eignet fein, in fo weit nicht die örtlichen Verhält-

niffe die befondere Ableitung des Regenwaffers als

zweckmäfsig erfcheinen laffen.

3.

Die Reinigung der ftädtifchen Abwäffer vor

ihrer Zuführung in die Flufsläufe bleibt vor wie  

nach anzuftreben. Bei dem jetzigen Stande

der Technik erheblichen, mit jeder

Reinigung verbundenen Koften empfiehlt es fich

jedoch ,

und den

die Forderung der Reinigung nur in

denjenigen Fällen zu erheben, Wo gefund-

heitliche Mifsftände zu befürchten find oder

fonftige erhebliche Uebelftände lich fühlbar

machen, und nur in einem folchen Umfange,

als zur Befeitigung diefer Uebelftände ge-

boten ift. ‘

4.

Zur Unfchädlichmachung der ftädtifchen Schmutz

waffer und zur gleichzeitigen Verwerthung der in

denfelben enthaltenen Dungfioffe if’t bis jetzt die

Beriefelung von Feld- und Wiefenflächen das ge'

eignetfte Mittel.
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XXIV.‘

Befehlüffe des „Deutfchen Vereins für öffentliche Gefundheitspfiege“
auf der Verfammlung des Vereins zu Frankfurt a. M. am 13. September 1888,

betreffend Befchränkung des Baues von Fabriken.

I

Die öffentliche Gefundheitspflege verlangt für

gröfsere Gemeinden eine gefetzliche Handhabe, um
von befiimmten Theilen des Gemeindebezirks ge-
werbliche und induitrielle Anlagen, welche durch

Ausdünftungen, Rauch oder durch lärmenden Be—

trieb die Gefundheit der Bewohner oder die Annehm—
lichkeit des Wohnens beeinträchtigen, fern zu halten.

2

Die %%. 18 und 19 der deutfchen Gewerbe-

ordnung haben in vielen deutfchen Städten nicht  

ausgereicht, um diefe Forderung der öffentlichen

Gefundheitspfiege zu erfüllen.

3.

Der Abfatz 3 des %. 23 der deutfchen Gewerbe»
ordnung bietet die Gelegenheit, diefer Forderung
im Wefentlichen gerecht zu werden. Es ift daher
das Verlangen, durch Landesgefetzgebung in den
deutfchen Bundesf’caaten den Gemeinden die Mög»
lichkeit der Erfüllung jener Forderung zu gewähren,

durchaus gerechtfertigt.

XXV.

Entwurf reichsgefetzlicher Vorfchriften zum Schutze des gefunden
Wohnens.

Befehloffen auf der Verfammlung des »Deutfchen Vereins für öffentliche
Gefundheitspflege« zu Strafsburg am 14. September 1889.

I. Strafsen und Bauplätze.

@. r.

I) Die Anlage, Verbreiterung oder Veränderung

einer Strafse darf nur auf Grund eines von der zu-

itändigen Behörde fett gefetzten Bebauungsplanes

erfolgen.

2) Bei Feitfetzung des Bebauungsplanes für einen

Ortsbezirk mufs ein angemeffener Theil des ganzen

Flächeninhaltes als unbebaubarer Grund für Strafsen7

Plätze oder öffentliche Gärten frei gehalten werden.

kann für beitimmte

das Zurücktreten der

3) Der Bebauungsplan

Strafsen oder Strafsentheile

Baufluchtlinien hinter den Strafsenfluchtlinien (Vor-

gärten), fo wie die Einhaltung feitlicher Mindeft—

abflände zwifchen den Gebäuden (offene Bauweife)

vorfchreiben.

4) Zur Aufhöhung der Strafsen und Bauplätze

dürfen nur Bodenarten verwendet werden, welche

frei von gefundheitsfchädlichen Beitandtheilen find.

II. Neuherftellung von Gebäuden.

%. 2.

eines Gebäudes

fein, als der

darf an der

Abftand

I) Die Höhe

Strafse nicht gröfser  

deffelben von der gegenüber liegenden Bauflucht-
linie.

2) Die zuläffige gröfste Höhe der an Höfen ge—
legenen Gebäudewände, welche mit den im %. 7
vorgefchriebenen Fenftem verfehen find, beträgt

das Anderthalbfache des mittleren Abfiandes von

der gegenüber liegenden Begrenzung des unbebauten
Raumes.

3) Die mittlere Breite eines Hofes7 auf welchen

Fenfter gerichtet find, darf nicht unter 4 m bemeffen
werden.

4) Ein Zufammenlegen der Hofräume benach—
barter Grundftücke behuf Erzielung des vorfchrifts—
mäfsigen Abftandes oder der vorfchriftsmäfsigen
Mindeftbreite iii; fiatthaft, in fo fern die Erhaltung
der Hofräume in unbebautem Zuftande gewähr-

leiftet wird. '
5) Jeder unbebaut bleibende Theil eines Grund-

ftückes mufs zum Zweck feiner Reinigung mit einem
Zugang von mindeltens lm Breite und 2m Höhe
verfehen fein. '

%. 3.

I) Auf Bauftellen‚ welche bereits höher, bezw.

dichter bebaut gewefen find, als die Vorfchriften in
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2 zulaffen, treten im Falle eines Neubaues fol-C
f
ß

ende erleichternde Beftimmungen ein:

Die Höhe eines Gebäudes darf an der Strafse

das Anderthalbfache des Abflandes bis zur gegen-

über liegenden Baufluchtlinie und an den Höfen

das Dreifache der Hofbreite betragen.

Die Hofbreite darf bis auf 250111 eingefchränkt

werden.

v:

2) Bei Anwendung (liefer Befiimmungen darf

jedoch eine Verfchlechterung der früher vorhanden

gewefenen Luft- und Lichtverhältniffe des betreffen—

den Grundfiückes keinesfalls herbeigeführt werden.

%. 4.

Ein Neubau ift nur dann zuläffig, wenn für die

genügende Befchaffung von gefundem Trinkwaffer‚

fo wie für den Verbleib der Abfallftoffe und Ab-

wäffer auf gefundheitlich unfchädliche Art geforgt itt.

%. 5.
„ I) Die Zahl der erforderlichen Aborte eines Ge-

bäudes ift nach der Anzahl der regelmäfsig in dem-

felben fich aufhaltenden Menfchen zu beitimmen.

In der Regel ifl; für jede Wohnung ein befonderer,

umwandeter, bedeckter und verfehliefsbarer Abort

anzulegen.

2) Jeder Abort mufs durch ein unmittelbar in

das Freie gehendes bewegliches Fenfter lüftbar fein.

3) Aborts-Fallrohre müffen aus undurchläffigen

Bauftoffen hergeftellt und in der Regel als Luft-

rohre über das Dach hinaus verlängert werden.

4) Die Fufsböden und Decken der Ställe, fo

wie deren Trennungswände gegen Wohnräume find

undurchläffig lierzuflellen.

5) Das Gleiche gilt für die Fußböden, Decken

und Trennungswände folcher Gefchäftsräume, hin-

fichtlich derer erhebliche gefundheitliche Bedenken

vorliegen.

6) Die Verwendung gefundheitsfchädlicher Stoffe

zur Ausfüllung der Fufsböden und Decken ift ver-

boten.

III. Neuherftellung der zu längerem Auf-

enthalt von Menfchen dienenden Räume.

@. 6.
1) Räume, welche zu längerem Aufenthalt von

Menfchen dienen, müffen eine lichte Höhe von

mindefitens 2,5m haben.

2) Höher als in dem vierten Obergefchofs, d.h.

im vierten der über dem Erdgefchofs liegenden

Stockwerke, dürfen Wohnungen nicht hergeftellt

werden.

%. 7.

1) Alle zu längerem Aufenthalt von Menfchen

dienenden Räume muffen bewegliche Fender er-  

halten, die unmittelbar in das Freie führen. Er-

leichternde Ausnahmen find zuläffig7 wenn auf andere

Weife eine genügende Zuführung von Luft und

Licht gefichert ift.

2) In jedem folchen Raume foll die lichtgebende

Gefammtfläche der nach der Vorfchrift in Abfatz I

nothwendigen Fender mindeftens ein Zwölftel der

Grundfläche betragen. Für Gefchäftsräume und

Dachkammern find Erleichterungen zuläffig.

%. 8.

I) Der Fufsboden aller Wohnräume mufs über

dem höcht'ten Grundwafferftande, im Ueberfchwem-

mungsgebiete über Hochwaffer liegen.

2) Die Fufsböden und Wände aller zu längerem

Aufenthalt von Menfchen dienenden Räume find

gegen Bodenfeuchtigkeit zu fichern.

3) Wohnungen in Kellern, d. h. in Gefchoffen,

deren Fufsboden unter der Erdoberfläche liegt, find

nicht zuläffig.

4) Zu längerem Aufenthalt von Menfchen

dienende Räume, insbefondere einzelne Wohnräume,

dürfen in Kellern nur unter der Bedingung hergefiellt

werden, dafs der Fufsboden höchfiens lm unter,

der Fenderfturz mindeftens lm über der Erdober—

fläche liegt. — Erleichterungen find ftatthaft, in

fo fern die gewerbliche Verwendung der Räume eine

gröfsere Tieflage erfordert.

IV. Benutzung der zu längerem Aufenthalt

von Menfchen dienenden Räume.

%- 9-
1) Alle zu längerem Aufenthalt von Menfchen

beftimmten Räume dürfen nur nach ertheilter Ge-

nehmigung zu diefem Zweck in Gebrauch ge—

nommen werden.

2) Diefe Genehmigung ift bei Neu- und Um-

bauten insbefondere dann zu verfagen, wenn die be-

treffenden Räume nicht genügend ausgetrocknet find.

Qh“ IO.

]) Gelaffe, deren Fenfler den in %. 7 gegebenen

Vorfchriften nicht entfprechen, dürfen als Wohn-

räume nicht benutzt werden.

2) Vermiethete7 als Schlafräume benutzte Ge-

laffe müffen für jedes Kind unter zehn Jahren min-

deftens 5cbm‚ für jede ältere Perfon mindeftens

10 cbm Luftraum enthalten. In Miethsräumen, für

welche nach %. 7, Abf. 2 Erleichterungen zugelaffen

find, müffen immerhin, wenn fie als Schlafräume

benutzt werden, auf jedes Kind unter zehn Jahren

mindeftens 0,1 qm, auf jede ältere Perfon mindeftens

0,2 qm lichtgebende Fenfterfläche entfallen. Kinder

unter einem jahre werden nicht mitgerechnet.

3) Diefe Befiimmungen treten für beftehende

Gebäude erft nach fünf Jahren in Kraft, können



jedoch nach Ablauf von zwei jahren bei jedem
Wohnungswechfel in Wirkfamkeit gefetzt werden.

4.) Angemefl'ene Räumungsfriften, deren Beob—
achtung nöthigenfalls im Zwangsverfahren zu fichern
ill, find von der zuftändigen Behörde vorzufchreiben.

%. II.

1) Räume, welche durch Verfiöfse gegen die

vorftehenden Bel'timmungen in gg. 2 bis 8 oder
fonftwie durch ihren baulichen Zufland gefund-
heitswidrig find, follen auf Grund eines näher an—
zuordnenden Verfahrens für unbrauchbar zum
längeren Aufenthalt von Menfchen erklärt werden.

2) Werden aus diefen Gründen ganze Häufer-

gruppen oder Ortsbezirke für unbenutzbar erklärt,
fo hat die Gemeinde das Recht, den vollf’tändigen  
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Umbau zu veranlaffen oder vorzunehmen. Es fieht
ihr zu dem Zweck bezüglich aller in dem umzu-
bauenden Bezirk befindlichen Grundflücke und Ge-
bäude die Zwangsenteignung zu. Für das Ent-
eignungsverfahren find die Landesgefetze mafsgebend.

* *

Die Vorfchriften diefes Gefetzes gelten als
Mindeftanforderungen und fchliefsen weitergehende
Landes-, Provinzial— und Localverordnungen nicht aus.

Der Erlafs von Ausführungsbeflimmungen fieht
den Landesbehörden zu.

Die Handhabung (liefes Gefetzes liegt überall
den Baupolizei- und Gefundheitspolizeibehörden ob,
fo fern nicht durch die Landesgefetzgebung ander—

weitige Beftimmung getroffen ift.

XXVI.

Technifches Gutachten,

betreffend den Bebauungsplan von Düffeldorf.

Die zur Begutachtung des von Herrn Stadtbatr

meifler Buch aufgeftellten Vorprojects der Stadt-

erweiterung von Düffeldorf berufenen unterzeichneten

Techniker haben das Project einer eingehenden

Prüfung unterzogen und fprechen folgende allgemeine

und befondere Anfichten zur Sache aus.

Ausdehnung.

Die im Vorproject des Herrn Stadtbaumeifters

Buch angenommene Ausdehnung des Bebauungs-

planes auf eine Gefammtfläche von ca. 2400 ha wird

als angemefi”en anerkannt.

Diefelbe entfpricht bei einer durchfchnittlichen

Bevölkerungsdichtigkeit von 250 Perfonen pro Hektar

einer Einwohnerzahl von 600000.

Schon lange vor der Erreichung diefer Ein-

wohnerzahl werden fich die von dem Bebauungsplan

bedeckten Flächen im vollen Anbau befinden, und

fchon nach 50 jahren wird man auf eine Einwohner—

zahl von 500000 zu rechnen haben, wenn die jetzt

fchon feit längerer Zeit beobachtete Bevölkerungs-

zunahme von durchfchnittlich über 3 Procent jähr-

lich auch ferner anhalten wird.

Obfchon diefer Zeitraum als ein fehr langer er—

fcheint, fo kann doch die Feftlegung der Hauptlinien

in den äufseren Bezirken des Projects nicht aufge-

fchoben werden, weil jetzt fchon eine mehr oder

weniger f’carke Bebauung in jenen Bezirken theils

vereinzelt, theils gefehloffen (Letzteres in den zur

Bürgermeiflerei gehörigen Vororten) fiattfindet. Auch

erfcheinen die Grenzen des Bebauungsfeldes den

örtlichen Verhältniffen entfprechend richtig gewählt.  

Grundzüge.

Für das ganze Netz von Strafsenlinien und fon»
{tigen Anlagen, welche den wefentlichen Inhalt des
Bebauungsplanes bilden, find beftimmend folgende
Grundzüge: a) die Hauptradialftrafsen, b) die Ring-
ftrafsen, c) diagonale Verkehrsrichtungen, d) die
Eifenbahnanlagen, e) VVerft- und Hafenanlagen,
f) öffentliche Anlagen, Plätze, Zierteiche und Waffen
läufe.

Hauptradialftrafsen.

Die Hauptftrafsen, welche aus der Mitte der
Stadt nach aufsen führen und meiftens den vor-
handenen Wegen entfprechen, find in dem Plane
richtig benutzt, aber bei der weiteren Bearbeitung
deffelben mit gröfserer Beltimmtheit durchzubilden.

Hervorzuheben find:

die Kaiferswertherftrafse;
der Zug der Nord». Kollenbach— und Ulmen-

fi;rafse;

die Münfterl’trafse;

die Richtungslinie der Düffelthaleritrafse am
Zoologifchen Garten, welche über die Eifenbahn-
brücke in die Stadt hinein und nach aufsen in der
Richtung auf die Fahnenburg zu verlängern fein wird;

die Grafenbergerftrafse;
die Gerresheimer Linie, welche im Plane auf

der einen oder anderen Seite der Eifenbahn fchärfer
zu betonen ift oder auf beiden Seiten zugleich durch—
geführt werden kann; insbefondere ift zu empfehlen,
das Verkehrscentrum am Strafsenftern des Wehrhahn,
fo wie die Strafsenbreite vom Wehrhahn bis zur
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Eifenbahn durch Alignementsfeftfetzung bedeutend

zu erweitern und die Eifenbahnkreuzungen bequemer

zu gefialten;

die Klofter- und Erkratherftrafse;

die Kölneritrafse;

die mit der vorigen fich vereinigende Eller—

f‘trafse, welche gemeinfchaftlich mit der Eifenftrafse

unter dem Perfonenbahnhofe in einer der Verkehrs-

richtung beffer anzupaffenden Weife durchzuführen

und mit der auf dem bisherigen Bahnhofsgelände an-

zulegenden inneren Ringftrafse (Haroldftrafse) orga-

nifch zu verbinden if’t;

die Hüttenf‘trafse und Oberbilkerallee, von

denen die erf’tere fchräg durch das jetzige Bahn-

hofsgelände an die Königsallee anzufchliefsen ift;

die Corneliusftrafse mit Verlängerung nach

dem Oberbilker Kirchhofe;

die Friedrichs— und Himmelgeifierftrafse;

die Cavallerie- und Förftefl'trafse.

Ringftrafsen.

Die im Vorproject vorgefehenen drei Ringlinien

find zweckmäfsig angelegt, müffen aber auf einigen

Strecken confequenter durchgeführt und durch eine

grofse Verkehrsitrafse, welche vor der alten Stadt

am Rhein anzulegen ii‘t, gefehloffen werden.

Der innere Ring ift vom neuen Central—Perfonen-

bahnhofe nicht auf den Güterbahnhof, fondern unter

Benutzung der Kölnerfirafse über den Knotenpunkt

am Wehrhahn und durch die Pempelforterftrafse

mit Befeitigung der davorliegenden katholifchen

Capelle und von da womöglich direct nach der

Kreuzung der Rofenftrafse in die zu diefem inneren

Ringe gehörige Verlängerung der Duisburgerftrafse

weiter zu führen. Von der Kreuzung diefer letzteren

mit der Nordftrafse ift der Ring auf das Rheinufer

zu richten.

Die Verlängerung der Haroldftrafse über das

gegenwärtige Bahnhofsgelände ifi: die hervorragendfle

neue Strafse der nächf’ten Zukunft; fie ift defshalb

grofsartiger zu gefialten und fo zu richten, dafs fie

fich nach dem Centralbahnhof hin und. nach der Eller-

itrafse in fchöner und zweckmäfsiger Weife gabelt.

Der mittlere Ring ift an mehreren Stellen ein-

facher und directer durchzubilden; die Spaltung des—

felben zwifchen Oberbilk und Unterbilk dürfte zu

unterlaffen fein. Das fehlende Stück zwifchen der

Münfter- und Kollenbachftrafse in zu ergänzen. Für

den äufseren Ring dürfte am Grafenberg die auf dem

Plane bereits punktirte, die Fabriken einfchliefsende

Trace zu wählen fein; der Anfchlufs deffelben an

die Volmerswertherf’trafse ift durch zwei von der

Förfterftrafse abzweigende Diagonalen zu vermitteln.

Als Anhalt für die weitere Bearbeitung find die

Hauptradialen mit blauen, die Ringftrafsen mit

rothen Linien in der anliegenden Paufe fkizzirt.  

Diagonalftrafsen.

Die diagonalen Verkehrsrichtungen, welche zwi-

fchen diefen Hauptlinien für den Bebauungsplan

unentbehrlich find, finden fich in dem Vorprojecte

nicht erfchöpfend behandelt.

Für die weitere Bearbeitung des Flames empfeh—

len wir die in der obigen Pauszeichnung mit Blei-

f’tift angegebenen Richtungen zur näheren Erwägung.

Eifenbahn-Anlagen.

In Betreff der Eifenbahn-Anlagen empfehlen wir

wiederholte forgfältige Prüfung aller Strafsenkreu-

zungen mit Bezug auf alle jetzigen und zukünftigen

Anforderungen des Bebauungsplanes; ein grofser

Theil der Kreuzungsbauwerke erfcheint nach Lage

und Abmeffungen keineswegs auskömmlich und be—

friedigend. Ferner dürfte eine nochmalige Durch—

arbeitung der Zufuhrftrafsen der Centralftation mit

diagonaler Richtung der Seitenf’trafsen nothwendig

fein. Auch die im Plane angedeutete Offenhaltung

einer Geleisverbindung von dem Güterbahnhofe nach

dem zukünftigen Hafenterrain am Rheine durch

Refervirung eines der projectirten Strafsenzüge ift

dringend zu empfehlen. ,

Hafen- und Werftanlagen.

Die Aufl'tellung des Hafen- und Werftprojectes

iii; ein nothwendiges Zubehör des Bebauungsplanes,

wobei fich die obenerwähnte unerläfsliche Durch—

führung der Ringftrafse am Rheinufer mit erledigt.

Auf Grund der uns bekannt gegebenen Hafen-

projecte halten wir mit Rückficht auf die Durch-

führung der Ringflrafse und den engeren Anfchlufs

der neuen Hafenanlagen an die Altftadt die Ver—

fchüttung der Mündung des jetzigen Sicherheits

hafens mit Umwandlung deffelben in einen Binnen-

teich für zweckmäfsig.

Wenn auch die Durchführung der Ringftrafse

als Quaianlage fchwierig erfcheint, fo wird diefelbe

doch unferer Anficht nach mit der Zeit ein unab—

weisliches Bedürfnifs werden und floh vorausfichtlich

durch Befeitigung alter Baulichkeiten auf der einen

und Hinausfchiebung der Werftkante auf der anderen

Seite ermöglichen laffen. Auch die Frage einer

Stromcorrection zum Zweck eines befferen Schutzes

der jetzt in fait bedenklichem Stromangriff liegen-

den Werftitrecken wird dabei in Erwägung zu

ziehen fein.

Oeffentliche Anlagen, Plätze, Zierteiche,

Wafferläufe.

Für die Anordnung der beitehenden und zu pro-

jectirenden öffentlichen Anlagen find die die Stadt

durchftrömenden Bäche von mafsgebendem Einflufs.

Es wird fowohl aus diefem Grunde, wie aus gefund-

heitlichen Rückfichten erforderlich fein, diefelben
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thunlichtfi; rein zu halten. Vollkommen läfft fich
dies nur dadurch erreichen, dafs man die Waffer-
läufe dem Privatgrundftücken entzieht und fie mit
öffentlichen Plätzen, Strafsen und Gartenanlagen zu-
fammenlegt.

Für den Fall, dafs man diefe Freilegung bei dem
füdlichen bereits fi:ark mit Fabriken und fonftigen
Bauten befetzten Düffelbach nicht vollftändig
erreichen könnte, erfcheint es rathfam, denfelben
nicht mehr zur Speifung der vorhandenen fiid—
lichen Zierteiche (Spee’fcher Graben, Schwanen-
fpiegel und Kaiferteich) zu verwenden, fondern ober-
halb derfelben direct in den Rhein münden zu lalfen
und die befagten Teiche durch ihre Verbindung
mit den nördlichen Teichen (Landskrone) aus der
nördlichen Düffel zu fpeifen.

So fern in Zeiten gröfserer Trockenheit diefe
letztere zur Speifung der fämmtlichen Teiche nicht
ausreichen follte, kann man die Pumpftation im Hof»
garten, welche für Canalifationszwecke nur periodifch
gebraucht wird, mit verwenden.

Bei dem nördlichen Düffelbach wird es
ohne allzu grofse Schwierigkeiten erreichbar fein,
denfelben in einer theils an die Ringftrafsen, theils an
andere beflehende und in Ausficht zu nehmende Ver-
bindungsftrafsen anzufchliefsenden öffentlichen Park-
anlage aufzunehmen, welche einen fortlaufenden
Promenadenzug von der inneren Stadt bis zum
Zoologifchen Garten und weiter bis zum Grafenberg
bilden würde. Die niedrige Lage und fonftige
Befchaffenheit des Geländes oberhalb des Zoologi-
fchen Gartens würde es ermöglichen, am Fufse des
Grafenberges einen grofsen Teich mit landfchaft—
lichen Umgebungen anzulegen.

Auf der füdöfilichen Hälfte der Stadterweiterung
werden froh einige gröfsere grüne Plätze und öffent—
liche Gärten an den der Bebauung bis jetzt noch
nicht zugänglich gewordenen Stellen leicht referviren
laffen.‚

Fiir die allgemeine Anordnung der öffentlichen
Plätze dürfte als Grundfatz anzunehmen fein, dafs
diefelben beffer nicht in die Achfe, fondern auf die
Seiten der Radialftrafsen gelegt werden, dagegen
fehr paffend als Erweiterungen der Ringftrafsen
projectirt werden können, indem die erfteren wefent-
lich den Charakter von Verkehrswegen haben, wäh—
rend die Ringftrafsen aufserdem vorwiegend auch
als Promenaden dienen follen. Aus dem gleichen
Grunde wird auch bei den Radialftrafsen viel weni-
ger auf Vorgärten Bedacht zu nehmen fein. Letztere
find befonders empfehlenswerth in allen füllen Wohn—
vierteln.

Ausbildung der Strafsen.

Für die Strafsenzüge des Bebauungsplanes find
die Breiten von 12, 20 und 26m vorgefehen, bezw.

| in Ausficht zu nehmen; die Breite von 26m ift an
die Stelle derjenigen von 25 m zu fetzen, weil bis
zur Breite von 26m die Anlieger nach dem Flucht—
liniengefetz die Anlagekoften zu tragen haben, die
Bepflanzung mit Bäumen aber durch Vermehrung
der Trottoirbreite begünftigt wird.

Die Ringftrafsen find zum Theil in noch gröfserer
Breite ausgelegt. Es dürfte dringend anzurathen
fein, bei einem Bebauungsplan, der auf eine Be-
völkerung von 500000 Köpfen berechnet werden
mufs, für die Ringftrafsen nirgends unter die Breite
von 30m hinunterzugehen, und diefelben an geeig—
neten Stellen bis auf 60 m Breite anzulegen, in mög-
lichft wechfelnder Profilirung und Bepflanzung]

Da Reitweg_e erfahrungsmäfsig nur in folchen
Strafsen zweckmäßig find, deren Breite fo grofs ift,
dafs der Reitweg nicht an den Häufertrottoirs zu
liegen braucht, fondern ficll an die Mittelpromenade
anreihen kann, fo werden fie meift auf die Ring-
ftrafsen zu befchränken fein.

Für die Radialftrafsen ilt eine Breite von 26m
zu empfehlen‚ mit 7 oder 71/2 m breiten Trottoiren,
um fiattliche Baumreihen auf den letzteren zu er-
zielen.

' Für die übrigen Strafsen von Bedeutung erfcheint
es, befonders mit Rückficht auf die Entwickelung
des Strafsenbahnwefens, gerathen, nicht ohne zwingen-
den Grund unter das Breitenmafs von 17m hinunter-

 
zugehen, da eine zweigeleifige Pferdebahn eine
Minimalfahrbahnbreite von 10m erheifcht, wenn
man die ungeftörte Vorfahrt von Strafsenfuhrwerk
längs den Häufern beibehalten will.

Die Theilung der Strafsenbreiten in Fahrwege
und Fufswege ift für alle Strafsen mit einer Fahr—
bahn, bei welchen nicht befondere Verkehrsverhält—
niffe obwalten, am zweckmäfsigften fo zu treffen,
dafs die Summe der Trottoirbreiten nirgends geringer
ift, als die Breite der Fahrbahn.

Auftheilung der Baublöcke.

Nachdem die radialen, peripherifchen und diago—
nalen Hauptlinien feftgelegt find, follte man bei der
Durcharbeitung des Gefammtplanes für die Stadt-
erweiterung nicht zu weit in die Auslegung ‚von
Localttrafsen und Auftheilung einzelner Baublöcke
hineingehen, vielmehr diefe Detailgeftaltung beffer
von dem Auftreten des jeweiligen Localbedürfniffes
abhängig machen, da man die Anforderungen der
Zukunft im Detail nicht vorherzufehen vermag, auch
die zweckmäfsige Verbindung der Localftrafsen mit
den gröfseren Verkehrszügen in fehr verfchiedener
Weife erreichen kann, fobald man nur an den für
alle Stadttheile gemeinfamen Grundlagen fefthält.
Die Detaillirung der Neben— und Localftrafsen dürfte
hiernach vorwiegend zu befchränken fein auf die Flächen innerhalb des mittleren Ringes. In der



Zone zwifchen dem mittleren und äußeren Ring

empfiehlt die Detaillirung fich zur Zeit nur da, wo

bereits der Anbau wirklich ftattfindet. Bei diefer

Ausgeftaltung der Baublöcke ift neben naturgemäfser

und einfacher Theilung die künftlerifche Schönheit

der Platz— und Bauformen ganz befonders zu berück-

fichtigen.

Nivellements.

Zu den Grundlagen des Planes gehört fchliefs-

lich die genaue Feithaltung einer folchen Höhenlage,
welche die Freihaltung der Keller, Strafsen und Höfe
vom Grundwaffer fichert und die frühere oder fpätere
Ausführung einer fyftematifchen Canalifation nicht
beeinträchtigt.

Nach den uns vorgelegten Grundwafferbeobach-

tungen und Rheinwafferf‘cänden ift die Höhe von
10m über Null überall als Minimalhöhe für die
Strafseu zu betrachten.

Oeffentliche Gebäude.

Wenn auch zur Zeit der A‚ufftellung des Be-
bauungsplanes Niemand die Zahl und Art der in
Zukunft erforderlichen öffentlichen Gebäude (Kirchen,

Handbuch der Architektur. IV, 9.
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Schulen, Verwaltungsgebäude, Markthallen, Ver-
gnügungslocale u. f. w.) vorherzufehen vermag7 fo
ift es doch eine Thatfache, dafs fait jede Stadt in
jedem jahre nach einem geeigneten Platze für eine
öffentliche Bauanlage fucht, und dafs die gefchickte
Stellung folcher Bauten das Bild und den Eindruck
der Stadt wefentlich verfchönert. ‚Defshalb ift bei
I’rojectirung der Strafsenzüge darauf Bedacht zu
nehmen, dafs recht viele Punkte und Blöcke ge-
bildet werden, welche zur Errichtung hervorragen—
der oder ausgedehnter Bauanlagen benutzt werden
können. Dabei kommen befonders in Betracht die
freien Plätze (und zwar fowohl deren Fläche felbfl,
als deren Hauptfronten); die Lage an oder in
öffentlichen Gärten; die Schlufspunkte folcherStrafsen,
deren Verkehr nicht über jene Punkte hinaus in
gleicher Richtung froh fortfetzt; endlich die hoch-
gelegenen Stellen der Stadt. Die Anhöhen eignen

fich für öffentliche Gebäude um fo mehr, als letztere

dort am beften zur Orientirung beitragen und am

wirkfamften in die Erfcheinung treten.

Diil'feldorf, den Io‚]uni 1884.

]. G. Conrath. F.Andr. Meyer. ]‚ Stübben.
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